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Der DStGB:  
Eine starke Stimme 
 
Der Deutsche Städte- und Gemein-
debund vertritt die Interessen der 
deutschen Städte und Gemeinden. 
Auf Landes-, Bundes- und EU-
Ebene gibt er Kommunen eine 
starke Stimme und greift die The-
men auf, die Bürger:innen vor Ort 
bewegen. 
 
Durch seine 17 Mitgliedsverbände 
sind 11 000 große, mittlere und 
kleinere Kommunen organisiert  
und vernetzt. Die Verbandsarbeit 
erfolgt parteiunabhängig und ohne 
staatliche Zuschüsse. Die Beset-
zung der Organe orientiert sich an 
dem Votum der Wähler bei den 
Kommunalwahlen. 
 
Der DStGB ist »Kommunales Infor-
mationsnetzwerk« und sensibilisiert 
und mobilisiert Politik und Öffent-
lichkeit für kommunalpolitische In-
teressen.  
 
Er fungiert als »Kommunale Koordi-
nierungsstelle« für den permanen-
ten Erfahrungs- und Informations-
austausch unter den Mitgliedsver-
bänden. Nicht zuletzt ist der Ver-
band »Kommunales Vertretungsor-
gan« durch Repräsentation in zent-
ralen Organisationen. 

Einleitung 
 
Vor dem Hintergrund der anstehenden 
Neuordnung des Mehrjährigen Finanz-
rahmens (MFR) der EU ab 2028 steht 
die Kohäsionspolitik und Förderung 
ländlicher Entwicklung vor einem tief-
greifenden Wandel. Insbesondere die 
geplante Zusammenlegung von Mitteln 
aus dem Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE), der Ländli-
chen Entwicklung innerhalb der bishe-
rigen 2. Säule der Gemeinsamen Agrar-
politik (GAP), aus dem Europäischen 
Sozialfonds (ESF) und aus weiteren Pro-
grammen in einem übergeordneten 
Großfonds („National and Regional 
Partnership Plan“) stellt die künftige 
Ausgestaltung der Regionalförderung 
auf eine neue Grundlage. Die Mitglied-
staaten sollen unter bestimmten Prä-
missen weitgehend eigenständig über 
die Verteilung ihrer Gesamtmittel auf 
die Politikfelder entscheiden könnten. 
Der EU-Haushalt ist zudem stark ge-
prägt von neuen Prioritäten und der 
Rückzahlung für das Aufbauinstrument 
„NextGenerationEU“. 
 
Auch wenn die neue Struktur durch die 
Bündelung bisheriger Fonds und Pro-
gramme Potenziale zur Verwaltungs-
vereinfachung beinhaltet, birgt der 
Vorschlag der EU-Kommission erhebli-
che Risiken für kommunale Gestal-
tungsmöglichkeiten. Hierzu zählen ins-
besondere die künftige Förderung der 
ländlichen Entwicklung und die Anwen-
dung bewährter Instrumente der Regi-
onalpolitik wie LEADER. 
 
Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund (DStGB) formuliert in diesem Po-
sitionspapier seine Erwartungen und 
Kernforderungen an die europäische 
und nationale Politik, um insbesondere 

die Belange der ländlichen Räume auch 
künftig zu sichern. 
 
1. Angemessene Ausstattung und 

faire Verteilung der Mittel 
 
Nach dem Kommissionsvorschlag soll 
Deutschland 68,4 Mrd. Euro aus dem 
neuen Großfonds für die Jahre 2028-
2034 erhalten. Leitplanken bei der Mit-
telzuteilung sind u.a. für die Einkom-
mensunterstützung für Landwirte vor-
gesehen. Ein Mindestbetrag innerhalb 
eines breit angelegten Teilplans für den 
wirtschaftlichen, territorialen und sozi-
alen Zusammenhalt einschließlich Fi-
scherei, ländlicher Gemeinden und 
Tourismus soll zudem in soziale Maß-
nahmen (ESF) fließen.  
 
Neue Förderbedarfe und Prioritäten 
verringern die Mittelverfügbarkeit in-
nerhalb der Kohäsionspolitik. Somit be-
steht die Gefahr, dass „klassische“ regi-
onale Strukturförderung und die oft eh-
renamtlich geprägte ländliche Entwick-
lung angesichts der „Konkurrenz“ von 
stärker sichtbaren Themen und der 
Mittelbeanspruchung durch verwal-
tungsstarke Akteure, beispielsweise 
professionellen Projektträgern im Sozi-
albereich zurückstehen.  
 
Kernforderungen: 
 
• Anstelle der Bündelung mit weite-

ren Politikbereichen, muss für die 
ländliche Entwicklung ein eigener 
fester Mittelanteil (Ringfencing) 
festgelegt werden. Nur so kann 
eine ausgewogene territoriale 
Förderung gewährleistet werden. 

• Fördermittel müssen für alle Ak-
teure zugänglich bleiben und da-
bei fair verteilt werden. Dafür sind 
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vereinfachte und digitalisierte An-
trags- und Abrechnungsverfahren 
zu schaffen. Eine Benachteiligung 
verwaltungsschwächerer Kommu-
nen und ehrenamtlicher Akteure 
muss vermieden werden. 

 

2. Erhalt der Eigenständigkeit 
ländlicher Entwicklung 

 
Die Zusammenführung von ländlicher 
Entwicklung und weiterer Politikberei-
che unter einer gemeinsamen Rechts-
verordnung im Rahmen des neuen 
Großfonds darf nicht zu Lasten der 
ländlichen Räume gehen. Artikel 174 
AEUV unterstreicht ausdrücklich die 
besondere Bedeutung ländlicher Ge-
biete innerhalb der Kohäsionspolitik. 
Für die Kommunen ist dabei zentral, 
dass folgende Leitplanken in der nun 
folgenden politischen Diskussion zwi-
schen Kommission, Mitgliedsstaaten 
und EU-Parlament eingehalten wer-
den: 
 
Kernforderungen: 
 
• Die ländliche Entwicklung muss 

als eigenständiges Politikfeld in-
nerhalb der Kohäsionspolitik er-
halten bleiben. 

• Die besondere Rolle ländlicher 
Gebiete gemäß Art. 174 AEUV ist 
mit eigenen Zielen, Budgets und 
Governance-Strukturen abzusi-
chern. 

 
3. Sicherung und Weiterentwicklung 

des LEADER-Ansatzes 
 
LEADER hat sich als erfolgreiches In-
strument für eine integrierte, partizipa-
tive und bürgernahe Regionalentwick-
lung bewährt. Lokale Aktionsgruppen 
entscheiden gemeinsam auf Basis von 
Entwicklungskonzepten über passge-
naue Projekte vor Ort. Der Kommissi-
onsvorschlag sieht jedoch eine Ein-
schränkung auf agrarnahe Maßnah-
men vor. Dies widerspricht der Bedeu-
tung von LEADER und untergräbt das 
ehrenamtliche Engagement der Ak-
teure, die zum Großteil nicht aus dem 
Agrarsektor stammen. Gerade dieser 

breite LEADER-Ansatz hat sich in 
Deutschland etabliert und konnte in 
den letzten Jahren zu erfolgreichen 
Projekten in vielen Regionen beitragen. 
Die geplante Harmonisierung der Ver-
waltungsverfahren eröffnet vielmehr 
die Chance, LEADER auf neue Förder-
bereiche auszudehnen und so die Wirk-
samkeit und Passgenauigkeit der För-
dermittel vor Ort zu erhöhen. 
 
Kernforderungen: 
 
• Die bewährten LEADER-Struktu-

ren müssen bundesweit erhalten 
und gestärkt werden. 

• LEADER darf nicht auf agrarnahe 
Maßnahmen begrenzt werden, 
sondern muss für alle relevanten 
Themen der ländlichen Entwick-
lung nutzbar bleiben: Wirtschaft, 
Infrastruktur, Kultur und Daseins-
vorsorge. 

• Die Harmonisierung der Verwal-
tungsverfahren sollte genutzt 
werden, um LEADER auf weitere 
Förderbereiche auszudehnen. 

 
4. Klare Governance-Strukturen und  

verbindliche Beteiligung 
 
Die angestrebte Zentralisierung auf 
Ebene der Mitgliedsstaaten / des Bun-
des bei der Umsetzung der „National 
and Regional Partnership Plans“ birgt 
die Gefahr, dass Fördermittel künftig 
weniger an regionalen und lokalen Be-
darfen ausgerichtet werden. Auch 
droht eine Schwächung der Beteiligung 
der Regionen und Kommunen. Nur 
durch eine klar definierte Aufgabentei-
lung und die verbindliche Einbindung 
der Kommunen kann die Praxisnähe 
und Wirksamkeit der Förderpolitik ge-
sichert werden. 
 
Kernforderungen: 
 
• Die Länder müssen weiterhin für 

die Programmierung und Fonds-
verwaltung verantwortlich sein. 
Ihre regionale Expertise ist unver-
zichtbar. 

• Die zukünftige nationale Gover-
nance-Struktur muss die ländliche 
Entwicklung berücksichtigen und 
föderale Zuständigkeiten respek-
tieren. 

• Das Bundesministerium für Land-
wirtschaf, Ernährung und Heimat 
(BMLEH) muss auf Ebene des Bun-
des federführend für die EU-För-
derung der ländlichen Entwick-
lung bleiben, eng abgestimmt mit 
der nationalen Gemeinschaftsauf-
gabe "Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" 
(GAK). 

• Die Kommunen sind systematisch, 
verbindlich und frühzeitig in die 
Planung und Umsetzung der Part-
nerschaftspläne einzubinden. Un-
verbindliche Konsultationen und 
Anhörungen reichen nicht aus. 

 

5. Schlussfolgerung 
 

Die Reform der Kohäsionspolitik muss 
Chancen für die ländlichen Räume er-
öffnen – etwa durch flexiblere Struktu-
ren, neue Förderbereiche und sicht-
bare Verbesserung für das Leben und 
die Wirtschaft vor Ort. Eine Zentralisie-
rung und Finanzierung aktueller politi-
scher Prioritäten darf nicht zulasten 
ländlicher Räume und kommunaler Ge-
staltungsmöglichkeiten erkauft wer-
den. Die historisch gewachsene und in 
der Praxis bewährte Struktur aus ELER, 
LEADER und regionaler Verantwortung 
muss gesichert und weiterentwickelt 
werden. 

 

Der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund fordert daher für die ländliche 
Entwicklung innerhalb der Kohäsions-
politik ein verbindlich abgesichertes 
Budget, klare Zuständigkeiten und eine 
systematische Beteiligung der kommu-
nalen Ebene. So kann die gleichberech-
tigte Teilhabe ländlicher Räume an der 
wirtschaftlichen, sozialen und territori-
alen Entwicklung der EU auch künftig 
gewährleistet werden. 


